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Wohnbauförderung und Spitalbericht 
Wichtige Traktanden in der letzten Landtagssitzung dieses Jahres 
Die Gesetzesvorlage Uber die För­
derung des Wohnungsbaues, der Re­
gierungsbericht Uber den Stand der 
Spitalplanung, die Verabschiedung 
der Steuergesetz-Abänderung, so­
wie der Landesvoranschlag und das 
Finanzgesetz für das Jahr 1977, 
gehören mit zu den wichtigen Trak­
tanden der voraussichtlich letzten, 
öffentlichen Landtagssitzung dieses 
Jahres, die am Montag und Diens­
tag, den 20./21. Dezember statt­
findet. 

Lesen Sie nachstehend eine Zu­
sammenfassung der Tagesordnung 
für die öffentlichen Parlamentssit­
zungen: 
Steuern: Verbesserung der 
Abzugsmöglichkeiten 
In zweiter und abschliessender drit­
ter Lesung wird "sich der Landtag 
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Pressegespräch: 

Bei der Sache 
bleiben 
Gutes Arbeitsklima 
in der Regierung 
Hat sich die in d e n  letzten 
Wochen vorübergehend 
spürbar  gewordene, här tere  
innenpolitische Gangar t  im 
Ländtag auch auf d a s  Ar­
beitsklima innerhalb d e r  
Koalitionsregierung ausge ­
wirkt? — Diese Frage wurde  
u. a. am monatlichen Presse ­
gespräch mit den  Mitgliedern 
de r  Regierung (am Dienstag 
in Vaduz) diskutiert. Regie­
rungschef Dr. Kieber: d a s  Ar­
beitsklima ist nach wie vor 
gut, die Regierung funktio­
niert, alle Mitglieder bemü­
hen sich um sachbezogene  
Arbeit. Vizeregierungschef 
Brunhart: natürlich bleiben 
innenpolitische Auseinander­
setzungen nicht o h n e  Ein-
fluss auf die  Regierungskoa­
lition. Man darf a b e r  nicht 
vergessen,  d a s s  in d e r  Re­
gierung ein anderer  Arbeits­
stil herrscht, als im Landtag. 
Wir sind hineingegangen um 
zu arbeiten und bei d e r  S a ­
c h e  zu bleiben. Ich meine, 
die bisherige Arbeit ha t  d ies  
auch bewiesen. Regierungs­
rat Dr. Walter Oehry: e s  gibt 
in beiden politischen Grup­
pierungen immer wieder 
Leute, die  e s  lieber hören 
würden, d a s s  in d e r  Regie­
rung Unfriede herrscht. Dem 
ist a b e r  nicht so. Es  wird 
trotz allfälligen, politischen 
Auseinandersetzungen gear ­
beitet. — 
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Beratung In allen 
Versicherungsfragen 

Norman Schädler 
Am Schrägen Weg 34 
9490 Vaduz 
Telefon 075/212 54 

mit einer Abänderung des Steuerge­
setzes befassen, die eine Erhöhung 
der Sozialabzüge für Steuerpflich­
tige um durchschnittlich 20 Prozent 
und weitere - Erleichterungen vor­
sieht, von denen vor allem die un­
teren und mittleren Einkommens­
schichten begünstigt werden. Die 
verbesserten Abzugsmöglichkeiten 
sollen bereits für das Steuerjahr 
1976 wirksam werden. 
Nichtbetriebsunfall-Versicherung 
Ebenfalls abschliessend wird die 
Abänderung des Gesetzes über die 
Nichtbetriebsunfallversicherung be­
handelt, welche u. a. festlegt, dass 
Arbeitnehmer, die aus einem Be­
trieb ausscheiden und arbeitslos 
werden, während der ganzen Dauer 
der Bezugsberechtigung von Ar­
beitslosenentschädigung automa­
tisch auch gegen Nichtbetriebs-
unfälle versichert bleiben. 
Bericht Uber den Stand der 
Spitalplanung 
Dem Landtag liegt inzwischen auch 
der neueste Bericht der Regierung 
über den Stand der Spitalplanung 
vor. Die Diskussionen im Parla­
ment werden wegweisend für die 

weitere Arbeit der Regierung in die­
ser Frage sein. Wir werden auf den 
Bericht in einer unserer nächsten 
Ausgaben näher eingehen. 
Wohnbauförderung 
Eine mit grossem Interesse erwarte­
te Regierungsvorlage stellt zweifel­
los das neue Gesetz über die Wohn­
bauförderung dar, welches das heu­
tige Eigenheimförderungsgesetz ab­
lösen wird. Obwohl sich das Eigen­
heimförderungsgesetz, das vor bald 
20 Jahren beschlossen und seither 
mehrmals revidiert wurde, sehr gut 
bewährt hat, wurde schon lange und 
eingehend an einer neuen Vorlage 
gearbeitet. Sie soll den heutigen Ge­
gebenheiten entsprechen und die 
staatliche Wohnbauförderung noch 
weiter verbessern. Auch auf dieses 
Gesetz, das ein breites Vernehm-
lassungsverfahren hinter sich hat, 
werden wir noch gesondert ein­
gehen. 

Gemeinschaftsantenne 
Des weiteren hat  sich das Parlament 
mit dem Regierungsbericht und dem 
Antrag betreffend die Bewilligung 
eines zusätzlichen Kredites in Höhe 
von U2 Millionen Franken für die 
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Beteiligung des Landes an der 
Liechtensteinischen Grossgemein­

schaftsantennenanlage-Genossen­
schaft zu befassen, nachdem die 
Vorarbeiten für die Projektierung, 
Lieferung und Erstellung der Emp­
fangs- und Primär-Signalverteilanla-
gen abgeschlossen werden konnten. 
Der Anteil des Landes an der GGA 
beträgt 60 Prozent. 

Weitere Traktanden 
# Verwaltungskostenvoranschlag 

1977 der AHV/IV-FAK-Anstalten 
£ Nachtragskredite 
# Interpellation der Abgeordneten 

F. Beck und H. Kindle vom 
25. November 1976 betreffend 
Verlegung der durch die Ge­
meinde Schaän verlaufenden 
Eisenbahnlinie der Oesterreichi­
schen Bundesbahnen. 

# Postulat der Abgeordneten Mar­
xer, A. Frommelt, H. Ospelt, 
A. Gerner, Josef Frommelt, 
H. Oehri und E. Vogt vom 25. No­
vember 1976 betreffend Bericht­
erstattung über die eigentliche 
Amtstätigkeit der Regierung 
(Regierungstätigkeit) im Rechen­
schaftsbericht. 

# Wahl des Landesausschusses 

40 Jahre äewerbegenosjsenschaft 

Plädoyer für den freien Unternehmer 
Aus einem Jubiläumsvortrag von Gerhard Biedermann CID 
Im ersten Teil seines Jubiläums Vor­
trages zum 40jährigen Bestehen der 
Gewerbegenossenschaft ging deren 
Geschäftsführer, lic. rer. pol. Ger­
hard Biedermann auf die Entwick­
lung der Gewerbegenossenschaft 
von den Gründer jähren bis heute 
ein (siehe Volksblatt vom Mitt­
woch). — Im zweiten Abschnitt, den 
wir nachstehend veröffentlichen, 
unterstreicht der Referent die. Be­
deutung des freien Unternehmer­
tums für unsere wirtschaftliche und 
gesellschaftspolitische Entwicklung. 

«Es war leicht, eine in sich ge­
schlossene umfassende Sozialpolitik 
auf der Grundlage einer im Wachs­
tum begriffenen Wirtschaft aufzu­
bauen. Soll aber diese Sozialpolitik 
gesichert bleiben, muss eine kräf­
tige Wirtschaft Garant für die zu er­
bringenden Leistungen sein. 
Wachsende Beunruhigung 
Ein Blick über die Grenzen zeigt, 

dass die Beunruhigung — nicht nur 
in Kreisen der Wirtschaft — über 
die Entwicklung der Sozialpolitik 
zunimmt. Angesichts des deutlichen 
Konjunktureinbruches und der nur 
zögernden Konjunkturerholung auf 
Grund der soeben erwähnten ver­
änderten Rahmenbedingungen muss 
eine Konsolidierung der bisherigen 
Sozialleistungen und nicht deren 
Ausbau Zielsetzung sein. Die Not­
wendigkeit dieser Zielsetzung ergibt 
sich auch aus der Bevölkerungsent­
wicklung, die die Bevölkerungspy­
ramide zu einem Bevölkerungsturm 
werden lässt, d. h. dass sich das 
Verhältnis zwischen den Empfän­
gern sozialer Leistungen und des­
jenigen Bevölkerungsteils, der diese 
Sozialleistungen zu erwirtschaften 
hat, zu ungunsten des letzteren ver­
schlechtert. Eine Ueberforderung 
könnte daher das bisher Erreichte 
gefährden und Sozialpolitik könnte 

unter Umständen Ursache für so­
ziale Probleme werden. 
Wirtschaft als Garant 
Wenn unsere Landesverwaltung in 
der vorhandenen Spurweite in Zu­
kunft bestehen soll, wenn unser 
doch nun recht aufwendiges Bil­
dungswesen Bestand haben soll, 
muss eine kräftige Wirtschaft Ga­
rant für die zu erbringenden Lei­
stungen sein. Und nachdem heute 
ein deutliches Missverhältnis zwi­
schen echtem wirtschaftlichen Er­
trag und dem sozialen, kulturellen 
und verwaltungsmässigen Auf­
wände besteht, und dieses Missver­
hältnis nur durch von aus dem 
Auslande erwerbslos zufliessenden 
Mittel überdeckt wird, kann es nur 
so sein, dass vermehrt und vorran-

Fortsetzung- auf S/2! 

Dreischwestern-Seilbahn 
Baugesuch seit August anhängig 
Seit August dieses Jahres liegt dem 
Bauamt ein Gesuch der Dreischwe-
stern-Luftseilbahn AG zum Bau der 
Bahnanlagen vor. Dass dieses Bau­
gesuch bis heute noch nicht positiv 
behandelt werden konnte, liegt an 
der Auffassung des Bauamtes, wo­
nach die eingereichten, technischen 
Unterlagen noch nicht vollständig 

- seien. Es Ist nun Sache der Bahnge-
sellschaft, die fehlenden Unterlagen 
nachzuliefern oder — bei gegenteili­
ger Auffassung — Beschwerde an 
die Regierung zu führen. 

Dies bestätigte Regierungschef 
Dr. Kieber im Rahmen des Pressege­
spräches vom Dienstag. Gleichzeitig 
betonte er jedoch, dass es sich bei 
diesem Schritt um den rein techni­

schen Bereich handle. Wie jeder 
Bauwerber, so müsse auch die Seil­
bahn AG ihr Baugesuch einreichen. 
Sind die technischen Vorausset­
zungen erfüllt, so hat die Seilbahn 
AG genau wie jeder Private auch 
Anspruch auf die Baubewilligung. 

Sachliche Entscheidung 
Dr. Kieber unterstrich, dass es bei 
der Regierung nicht um die Frage 
gehe, ob man gefühlsmässig für oder 
gegen die Seilbahn sei, sondern 
allein um die rechtlichen Grundla­
gen. Erfülle die Seilbahn AG die im 
Baugesetz verlangten Vorausset­
zungen, so habe man die Bewilli­
gung zu erteilen. Das gleiche gelte 
auch für die noch einzuholende Ge­

werbebewilligung. Auch hier gehe 
es darum, dass die Gesuchssteller 
die gesetzlichen Bestimmungen er­
füllen. 
Umstrittene Parkplatzfrage 
Bis jetzt liegt der Regierung noch 
keine formelle Beschwerde der Seil­
bahn AG inbezug auf die vom Bau­
amt geforderten Unterlagen'vor. Der 
Regierung ist jedoch bekannt, dass 
es divergierende Auffassungen zwi­
schen der Bauwerberin und dem 
Bauamt hinsichtlich der Parkplatz­
frage gibt. Das Bauamt ist als Be­
willigungsbehörde u.a. der Ansicht, 
dass die von  der Seilbahn AG vor­
gesehenen Parkierungsflächen bei 
der Talstation nicht ausreichend 
sind. Diese Frage ist insofern nicht 
einfach zu beantworten, weil die ge­
setzlich vorzuschreibenden Par­
kierungsflächen auf der künftigen 
Besucher-Frequenz der Seilbahn be­
ruhen, über die offenbar unter­
schiedliche Ansichten herrschen. 
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Ausländer in 
Liechtenstein 
Schweiz mit höchster 
Zunahmequote 
Laut neuesten Zahlen des  
Amt für Volkswirtschaft Ist 
der Gesamtausländerbestand 
in Liechtenstein per 31. 
August 1976 von 8695 auf 
8801 Personen gestiegen. 
Das entspricht einer Zunah­
me von 106 Personen oder 
1,2 Prozent gegenüber dem 
selben Datum des Vorjahres. 
Interessant ist in d iesem Zu­
sammenhang die Aufteilung 
d e r  Ausländer nach  Heimat­
staat. Während bei allen Na­
tionen ein merklicher Rück­
gang zu verzeichnen ist, ha t  
sich d e r  Bestand d e r  
S c h w e i z e r  in Liechten­
stein erheblich vergrössert ,  
nämlich von 3506 Personen  
auf 3700 Personen,  w a s  einer  
Zunahme von 1,7 Prozent 
oder  194 Personen  ent­
spricht. Der Schweizer  Anteil 
beträgt  damit 42,0 Prozent 
d e s  Gesamtausländerbestan­
d e s  in Liechtenstein. Ein 
Blick auf die  Anteile d e r  a n ­
deren Nationen (in Klammern 
Vergleichszahlen vom 31. 
August 1975): Oesterreicher  
1975 (2013), Deutsche 1124 
(1154), Italiener 1106 (1156), 
Spanier  224 (227), Griechen 
79 (89), Jugoslawen 262 (218 
— hier a u s s e r  Schweiz ein­
zige Zunahme) ande re  331 
(332). Jahresaufenthal ter  und 
Niedergelassene z u s a m m e n  
ergeben d ie  ausländische? 
Wohnbevölkerung;. .Die Sai­
sonarbei ter  werden d ieser  
also nicht zugezählt. Am 
31. August 1976 waren 3979 
(4086) Personen mit J ah res ­
aufenthaltsbewilligung und 
4187 (3951) mit Niederlas­
sungsbewilligungen gemel­
det. Während die Jahresauf­
enthalter um 107 Personen  
zurückgingen, ha t  sich d e r  
Bestand d e r  Niedergelasse­
nen um . 236 Personen ver­
grössert.  

Interview 
Dr. Peter Marxer 
zur polltischen Lage 
Auf Seite 3 unserer  heutigen 
Ausgabe veröffentlichen wir 
ein Interview mit d e m  Präsi­
denten d e r  Fortschrittlichen 
Bürgerpartei zur derzeitigen 
politischen Lago. 

Oberfordert 
Textbeiträge zurückgestellt 
Die Vorweihnachtszeit macht  
sich auch  im Anzeigenteil 
unserer  Zeitung bemerkbar:  
von 24 möglichen Seiten 
mussten wir 18 d e n  Inseren­
ten über lassen und desha lb  
verschiedene Textbeiträge 
zurückstellen. Wir bitten um 
Verständnis und um Beach­
tung d e s  vielseitigen Weih­
nachtsangebotes  in /unsere r  
heutigen Ausgabe. ' 


